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Beklegter und Revieionakläger.

Der 9. Senat des Bundeeeozialgerichte hat ohne mündliche
Verhandlung.am 28. Oktober 4975 durch

Vorsitzenden Richter Dr. B e r e s e 1 ,
Richter Dr. E "c k e r und'Richter Dr. Wulfhorat
sowie die ehrenamtlichen Richter Drä+■wer t„p‚n'e
und. .Hfzä-znawle für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil den Bayerischen
Lendessozialgerichte Vom 16. Januar 4975 wird als

unbegründet zurückgewiesen.

Der Beklagte trägt auch die eußergerichtlichen Kosten
des Klägers im Revieionsverfehren.
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Der Kläger hat 818 501d8t das rechte Bein verloren.
Wegen dieser und anderer Schädigungafolgen bezog er eine

Beschädigtenrente nach einer Minderung der Erwerb5fähig—
keit (MdB) von ursprünglich 70 v.H.; später von 80 v,H.
Aufgrund eines Antrages von Februar 1967 anerkannte das
Väreergungra■#{Versörgü} "Verbildende Päräad9ruagendee
Lenden-Kreuzbeingelenke" als weitere Schädigungsfolge im
Sinne der Verschlimmerung, lehnte aber eine Rentenerhöhung

ab (Bescheid vom 4. Oktober 4957, Widerspruchebeecheid vom
44. Mai 4970). Durch einen während'dee Vorverfahrens er—
1aeeenen Zugunstenbeecheid (28. Januar 1969) nach 5 4° des
Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferver-

sorgung (VeerG) bewertete es aufgrund einen Antrages vom
Juni 4967die MdE'n'ach5 50 Abs; 2 Satz 2 Buchst. c Bundes--
versorsungssesetz (BVG)wesenbesonderenberuflichen Betroffen—
seine ab 4- Juni 4967 mit 90 v.H. und gewährte demKläger einen
Berufsechadensaussleich.eur den es den durch die Anwendung
des 5 50 Abs. 2 Satz 2 Huebet. c BVG erzielten Mehrbetreg
nach 5 50 Abs. 5 BVG8-F. anrechnete. Das Sozialgericht (SG)
änderte die Beecheide vom 4„ Oktober 4957, 23. Januar 4959

und 14. Mai 4970 ab und verurteilte den Beklagten, demKläger
eb 1- Juni 4967 Versorgung eines Erwerbeunfähigen zu zahlen'
(Urteil vom 48- September 1972). Die MdE im allgemeinen Erwerbe-
1ebenbewertete es mit 84 v.n., die manunter Berücksichtigung
des 5 50 Abs. 2 BVGmit 94 V.H., so daß der Kläger nach 5 51
Abs. 5 BVGals erwerbsunfähig gilt. In Ausführung dieses Urteile
rechnete das VereorgA auf den Berufeschadeneeusgleich eb
'4o Juni 1967 den Unterschied der Grundrentenbeträge tenteprechend
der Differenz zwischen einer MdE um 490 v‚H‚ und der nach 5 30

Ab5° 4 BVGmit 81 V-H. homeeeenenMdBan (Bescheid vom22. Jenuer
4975) Der Widerspruch, mit dem der Kläger begehrte, die An-
rechnung auf den Unterechieg enteprechend einer zehnprozentigen
“dB zu beschränken, wurde zurückgewiesen (Bescheid vom23. Juli
4975)- DasSGverurteilte den Beklagtenunter Abänderungder
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angefochtenen Béscheide, dem Kläger Versorgungsleistungen mit

der Maßgabe zu gewähren, daß bei der Berechnung des.Berufs—

schadensausgleichs ein Grundrentenmehrbetrag nach einem Unter—

schied der MdB—Grade von nur 10 v.H. - Differenz zwischen

80 v.H. und 90 v.H. — zu berücksichtigen ist (Urteil vom

15. Februar 1974). Das Landessozialgericht (LSG) hat die Be-
rufung des Beklagten zurückgewiesen und die Revision zugelassen

(Urteil vom 16. Januar 4975): Die Vorschrift des 5 50 Abs. 5
BVG idF des 2. Neuordnungsgesetzes (NOG) und des Abs. 6 in der

Fassung seit dem 5. Gesetz über die Anpassung der Leistungen

des BVG — 3. Aan—KOV — bezwecke, den durch die Schädigunge-

f01gén verursachten wirtschaftlichen Schaden nicht doppelt,

einmal durch Erhöhungder MdEnach 5 30 Abs. 2 BVG,zumanderen
durch die andersartige Leistung des Berufsschadensausgleiches

nach 5 50 Abs. 5 und 4 BVGabzugelten. Im Falle des Klägers sei,
wie das SG rechtskräftig entschieden habe, die Grundrente nach
einer MdE von 80 v.H. auf eine Erwerbsunfähigkeitsrente infolge
des Zusammenwirkens dreier Faktoren erhöht werden: wegen einer

Erhöhung nach 5 50 Abs. 1 BVGauf 81 v.H, wegen einer Höher-
bewertung um 10 v.H. mit 91 v.H. nach 5 50 Abs. 2 BVGund wegen
der Rechtsfolge des 5 51 Abs. 5 BVG, daß der Kläger als erwerbe-
unfähig gelte. Dann sei aber nicht der gesamte Mehrbetreg

"durch die Erhöhung" nach 5 50 Abs. 2 BVGerzielt werden. Die

Erhöhungauf 100v.H. beruheauf einei,’@asetzlichenFiktion und
müsse bei der Durchführung des Grundsatzes, daß der Kläger nicht

wegen des wirtschaftlichen Schadens doppelt entschädigt werden

solle, außer Betracht bleiben.

Der Beklagte rügt mit der Revision eine unrichtige Anwendung

des 5 50 Abs. 5 BVG aF, Abs. 6 nF. Der Mehrbetrag entsprechend
dem Unterschied zwischen einer HdE von 81 v.H. und der Erwerbs—
unfähigkeit sei durch drei gleichwertige Faktoren mitbestimmt

und daher unter anderem die wesentliche Folge der Berufsbe-

troffenheit 1.5. des 5 30 Abs. 2 BVG; dann müsse auch dieser
gesetzliche Mehrbetrag auf den Berufsschadensausgleich ange-
rechnet werden. Anderenfalls würde der Kläger gegenüber einem

Beschädigten, dessen nach 5 50 Abs. 1 BVGmit 80 v.H. bemessene
MdE gemäß5 50 Abs. 2 BVGum 20 v.H. höher bewertet werde, der
also einen größeren beruflichen Schaden habe, ungerechtfertigt
bevorzugt.
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Der Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG vom 46. Januar 4975 und

das Urteil des SG vom 45. Februar 4974 aufzuheben

und die Klage als unbegründet abzuweisen.

Der Kläger beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweieen.

Er schließt sich der Rechtssuffessung des BG und des LSG el.

Die Beteiligten haben sich mit aber Entscheidung ohne

mündliche Verhsndlung,einverstnnden erklärt.

II

Die zulässige Revision des Beklagten ist unbegründet.

Mit Recht hat das LSG die Berufung des Beklsgten zurück—

gewissen.

Nach 5 50 Abs. 5 BVGin der ab 4. Januar 4967 geltenden
Fassung des 5. NOGvom 28. Dezember 4966 (BGBl I 750)
sowie nach den gleichlsutenden Bestimmungen des Abs. 6 id!

des 5. Aan—KOV vom 46. Dezember 4974 (BGBl I 4985) und

desAbs. 6 Satz 1 idF des7. Aan—KOVvom9. am 1975
(BGBl I 4524) - vgl. die Bekanntmachung der Neufassung

des BVG vom 46. Juni 4975 (BGBl I 4565) - ist der Grund—

rentenmehrbetreg, der durch die Erhöhung der Rente wegen
besonderen beruflichen Betroffenseins (5 50 Abs. 2 BVG)

erzielt wird, auf den Berufsschsdenseusgleich ($ 50 Abs. 3
und 4 BVG) snzurechnen. Die Berechnung,die die Verwaltung

im vorliegenden Fall auf diese Vorschrift gestützt hat,
ist rechtswidrig. Der Grundrentenbetreg, der auf den Berufe—
schedensausgleich snzurechnen ist bemißt sich im Falle des
Klägers nicht nach einer MdB um 20 v.H. entsprechend den
Unterschied zwischen einer MdE um 80 v.H. und der Erwerbs-
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unfähigkeit, sondern weiterhin - ebenso wie gemäß dem Bescheid

vom 28. Januar 4969 - nach einer MdE von 4o'v H., um die der

nach 5 50 Abs. 4 iVm 5 54 Abs. 2 BVG entsprechend der körper-

lichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben mit 84 =
80 v.H. bemessene Grad der MdE nach 5 30 Abs. 2 BVG wegen be-

sonderen beruflichen Betroffenseins auf 90 v.H. erhöht werden
ist. Zu diesem Ergebnis führt die umstrittene Gesetzeseuslegung

zwenglos, wenn vom Wortlaut des 5 50 Abs. 5 BVG aF, Abs. 6 nF

ausgegangen wird sowie der Sinn und der Zweck der Bestimmung

beachtet werden; dies entspricht der Bindung der Gerichte und

der Verwaltung an das Gesetz (Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz -GG-).

“Durch die Erhöhung” erzielt wird derjenige Rentenmehrbetrag,

der dem aufgrund des 5 50 Abs. 2 BVGbemessenenHd£%Anteil nach
5 34 Abs. 4 Satz 4 BVG entspricht, jedoch auch nur dieser Teil.

Dementsprechend ist nach einem urteil des 40. Senats des

Bundessozislgerichts (SozR Nr. 32 zu 5 30 BVG) die Erhöhung
der Grundrente für Schwerbeschädigte eb Vollendung des

65. Lebensjahres (5 54 Abs. 4 Satz 2 BVG)auch dannnicht auf
den Berufsschadenssusgleich snzurechnen, wenn die MdB nur durch}

eine Bemessungsowohl nach 5 30 Abs. 4 als nach Abs. 2 BVG
mindestens 50 v.H. erreicht het. Durch den Bescheid vom

28. Januar 4969 und das Urteil des SG vom 48. September 4972

ist die besondere Betroffenheit im Beruf des Klägers als eigen-

ständiger Bemessungsfsktor neben dem des 5 50 Abs. 4 (BSG 22, 82,
85 f - SozR Nr. 45 zu 5 55 BVG) mit 40 v.H. rechtsverbindlich

bewertet worden (55 77. 444 Sozialgerichtsgesetz -SGG—).Dieser
MdibAnteil‚ der dem nach 5 30 Abs. 4 iVm 5 54 Abs. 2 BVG mit
84 = 80 v.H. bewerteten Grad hinzugerechnet werden muß, ist

gesondert ausgewiesen, und daher kann ein entsprechender Renten+

betrag mit dem Berufsschsdenseusgleich verrechnet werden
(BSG SozR Nr. 46\zu 5 50 BVG - mm 1974, 79; Urteile des
erkennenden Senats vom 48. November 4974 — 9 RV 526/70 —und

vom 50. Okt0ber 4975 - 9 RV 660/72 -). Daran ändert die Be-
messung der gesamten HdE mit mehr als 90 v.H. nichts. Der Kläger

steht die Rente eines Erwerbsunfähigen deshalb zu, weil nach

rechtskräftiger Ebtscheidung des SG erstens seine HdE im allge-
meinen Erwerbsleben nach 5 50 Abs. 4 BVG 84 w.H. beträgt
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- was sich bei einer allein nach 5 50 Abs. 1 iVb 5 51 Abs. 1
und 2 BVG feetzusetzenden Rente nicht zugunsten des Klägers

auswirken würde —, zweitens 10 v.H. nach 5 50 Abs. 2 BVG

wegen besonderen beruflichen Betroffenseins hinzugerechnet

werden müssen und drittens die Gesamt—MdB infolgedessen rein

rechnerisch 91 v.H. beträgt und deshalb der Kläger nach 5 31

Abs. 5 Satz 2 BVG idF des ?. Aan—KOV und nach 5 51 Abs. 5 BVG in

den vorhergehenden Fassungen als erwerbsunfihig 1.8. des 5 51

Abs. 4 Satz 4 BVGgilt (vgl. Urteil des erkennenden Senats in
SozR Nr. 12 zu 5 31 BVGmit weiteren Hinweisen). Die Revisions-

begründung könnte so verstanden werden, daß - wie das SG auch

meint — nach der im Recht der Kriegsopferversorgnng herrschenden

Ksuselitätstheorie der wesentlichen Bedingung bestimmt werden soll,

ob ein bestimmter Rentenanteil “durch die thöhung' nach 5 50
Abs. 2 BVG erzielt wird. Gegen die Anwendung dieser Knusalitäts-

norn auf solche Fälle bestehen schon deshalb Bedenken,weil diese
Norm der rechtlichen Zuordnung von Schäden zu einem Schadensvor-
gang dient. Aber auch wenn man eine derartige Kausalitäts-

betrachtung im vorliegenden Fall für angebracht hielte, könnte

dies nicht zu dem vom Beklagten vertretenen Ergebnis führen;

denn von den drei Uhständen, die gemeinsam den Anspruch auf

Erwerbsunfähigkeitsrente begründen, ist nur einer auf 5 50 Abs. 2
BVG zurückzuführen, und dieser ist den beiden anderen zusammen
nicht mindestens gleichwertig. Entgegen der Ansicht des Beklagten

könnendie drei Bestimmungsfaktorennicht einmal als gleichge-
wichtig nebeneinander bewertet werden. Allenfalls könnte eine
solche Bewertung bei einem umgekehrten Verhältnis der Vomhundert-

sitze, d.h. bei einen geringfügigen MdB—Anteil nach 5 50 Abs. 1
BVG und einem weit überwiegenden beruflichen Betroffensein
—etwa entsprechend einer HdE um 70 .oder So v.H.-,in Betracht

kommenund dann zu demErgebnis führen, das der Beklagte im
vorliegenden Fall für zutreffend hält.

Abgesehen davon ist bei richtiger Gesetzesauslegnng der anzu-
rechnende Grundrentenanteil in Fällen wie dem des Klägers danach

zu bestimmen, wie sich die Gesdnt-HdE,von der die Bentenhöhe
abhängt; zeitlich und funktional zusammensetzt. Allein diese
Betrachtungsweise entspricht dem Sinn und Zweck der Anrechnungs-
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regelung, während der vom Beklagten angewendete Bewertungsmsß-

steb im Regelfall sechwidrig ist. Die Anrechnung ist zusammen

mit dem Berufsschadenseusgleich eingeführt werden (5 50 Abs. 4

Satz 5 BVG idF des 1. NOG vom 27. Juni 1960 - BGBl I #53 -;

5 50 Abs. 5 idF des 2. NOG vom 21. Februar 1964 — BGBl I 85).

Sie soll eine doppelte Abgeltung eines beruflichen Schadens

verhindern, wie das LSG zutreffend dargelegt hat (so auch BSG

SozR Nr. 32 zu 5 36 BVG). Sowohl die Höherbewertung der KdE

und der dadurch bedingte Rentenmehrbetrag nach 5 50 Abs. 2 iVb

% 51 Abs. 1 Satz 1 BVG als auch der Berufsschedenseusgleich

nach 5 50 Abs. 5 und 4 BVG stellen Entschädigungen für Nach-
teile im Beruf des Beschädigten der, die durch die Schädigunge-

folgen verursacht werden sind allerdings rechtlich unabhängig

voneinander sind und nach unterschiedlichen Maßstäben bemessen

werden (BSG 29, 208, 209 ff = SozR Nr. 36 zu 5 30 BVG). Der

Einkommensverlust als Voraussetzung für einen Berufsschsdens—

eusgleich ist stets wirtschaftlich zu bestimmen. Das gilt nicht

in allen Fällen für ein besonderes berufliches Betroffensein;

aber auch nach anderen Beurteilungsmaßstäben wird eine Ent-

schädigung in Geld gewährt, und diese ist ebenfalls auf den
Berufsschsdensausgleich enzurechnen (LSG Baden—Württemberg,

Breithsupt 1968, 772; BSGvom 25. Juli 1970 — 8 RV 269/68 -).
Dieser und Jener berufliche Schaden sind naturgemäß nicht

doppelt auszugleichen. Dementsprechend ist allein der gleich-

bleibende MdE-Anteil, der im Falle des Klägers nach 5 50 Abs. 2
BVG rechtsverbindlich mit 10 v.H. bemessen werden ist, für die

Anrechnung maßgebend. Er ist unverändert geblieben, als die

MdE nach 5 50 Abs. 1 BVG wegen einer nachträglich festgestellten
mittelbaren Schädigungsfolge mit mehr als 80 v.H. (81 v.H.)

statt zuvor mit 80 v.H. bewertet wurde (5 62 BVG). Ebenso wie
dieser Anteil, der der körperlichen Beeinträchtigung im allge-
meinen Erwerbsleben entspricht, hat die gesetzliche Bestimmung,

daß der Kläger als erwerbsunfähig "gilt", bei der Anrechnung
außer Betracht zu bleiben. Das Aufrunden von 91 v.H. bis zum
Erreichen der Erwerbsunfähigkeit ist als Auswirkung des nach
5 50 Abs. 1 BVG bemessenen MdB-Anteils gerade nicht der Berufs—

schädigung 1.8. des 5 50 Abs. 2 BVG, die mit 10 v.H. bemessen
ist, zuzurechnen. Erst und allein die Neufeststellung der HdE
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nach % 50 Abs. 1 BVG unabhängig von der besonderen beruflichen
Schädigung, hat die Anwendung der gesetzlichen Bestimmung bewirkt,

daß der Kläger ale erwerbsunfähig gilt, weil nunmehr die Gesamt—

HdE rein rechnerisch mehr als 90 v.H. (91 v.H.) beträgt. Die Be-

rechnungeweiee der Verwaltung wäre dagegen mit der eechgemäßen

Auegleichefunktion der Anrechnung nicht vereinbar. Wenn ein Renten

anteil, der sich aus dem Zusammenwirken zwischen der MdB im allge-

meinen Erwerbeleben und der Wirkung des 5 31 Abs. 5 BVG aF, Abs. 5

Satz 2 nF ergibt und den Unterschied zwischen den nach 5 30 Abs. 1

1vm5 51 Abs. 1 und 2 BVGbemessenenTeilbetrng und der Gesamthöhe
ausmacht, auf den Berufsechedensauegleich angerechnet würde, ginge

dies über die notwendige Auegleichefunktion hinaus; der Beechädigte

wäre denn schlechter gestellt, als es erforderlich ist, um eine

doppelte Versorgung wegen beruflichen Schadens zu verhindern.

Da der Vorteil, daß Beechädigte wie der Kläger kraft Gesetzes als

erwerbeunfähig gelten, wie dargelegt, nicht dem besonderen beruf-

lichen Betroffeneein zuzurechnen ist und bei Hirnverletzten sogar
die Grundlage für die Gewährung einer weiteren Leistung, der Pflege-

zulege, bilden kann (5 35 Abs. 1 Satz 4 BVG; BBG 22, 82), darf
diese Vergünstigung nicht um des Zieles willen, den beruflichen
Schaden im Ergebnis nur einmal nuezugleichen, durch eine Ver—

rechnung des entsprechenden Rentenanteilee mit dem Berufeschadene—
ausgleich unwirksam gemacht werden. Gegen dieses Ergebnis spricht

nicht der vom Beklagten zum Vergleich herengezogene Fall, in dem
die HdE wegen besonderen beruflichen Betroffenseins um 20 v.H. über

80 v.H. hinaus auf 100 v.H. erhöht wird. Wenn dann der Unterschied
zwischen den Rentenbeträgen entsprechend der HdE von Be v.H. und

von 100 v.H. angerechnet werden muß, ist der Beschädigte, der einen
größeren beruflichen Schaden als der Kläger erlitten hat, aber im
allgemeinen Erwerbsleben weniger beeinträchtigt ist, nicht schlechter

gestellt als er; denn jenem Beechädigten steht*wegen der Höherbe-
wertung nach 5 50 Abs. 2 BVG rechnerisch ein höherer Ausgleich zu,
und dieser muB naturgemäß in vollem Umfang mit dem Berufsschedens-
ausgleich, der in der Regel auch höher sein wird; verrechnet
werden.
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Nach alledem muß die Revision des Beklagten als unbegründet

zurückgewiesen werden.

Die Kostenentecheidung beruht auf 5 193 SGG.
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